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Heute rächt sich das unbedingte Festhal-
ten der Stadtratsmehrheit an dieser 
Mehrzweckhalle durch laufend steigende 
Kosten für ihre Instandsetzung und Um-
bau. Was Berlin sein Flughafen, wird 
maßstabgerecht Bonn seine Mehrzweck-
halle. Zum 250. Geburtstag Ludwig van 
Beethovens wird sie nicht zu Verfügung 
stehen, obwohl auch der politisch gewoll-
te Termindruck zu den Kostensteigerun-
gen geführt hat. In Richtung auf 90 Milli-
onen Euro entwickeln sich diese Kosten 
derzeit, die dereinst bei 60 Millionen star-
teten. Welche Summen im Was-wäre-
wenn-Vergleich zu den Betriebskosten, 
die die Stadt für ein von den Dax-Unter-
nehmen und dem Bund finanziertes Fest-
spielhaus hätte tragen müssen. Ein Vier-

teljahrhundert lang könnte man die 
bezahlen von dem Geld, das jetzt für die 
marode Halle aufgebracht wird. Und mit 
dem Festspielhaus wäre in der dann nur 
bestandserhaltend zu sanierenden Bee-
thovenhalle kein Kammermusiksaal nö-
tig gewesen – kein Tieferlegen des Stu-
dios – keine Gewölbefunde – keine aus 
dem Ruder gelaufenen Kosten ... aber das 
ist leider vergossene Milch.

Zu verantworten ist die aktuelle Koste-
nexplosion von den Ratsfraktionen der 
CDU, der Grünen, der FDP und der Linken, 
die wider den Ratschlag ihres zum Teil ei-
genen OB die Luxussanierungsvariante 
beschlossen haben. In der Haut von CDU 
und FDP möchten wir nicht gesteckt ha-

ben, als sie dem grünen Koalitionspartner 
dabei folgen mussten. OB Sridharan 
scheint die nun offenbare Katastrophe 
geahnt zu haben. Vielleicht verfügte die 
Verwaltung über Warnhinweise auf den 
Zustand der Halle, die bei einer vorläufi-
gen Erhaltungsmaßnahme in den 90er 
Jahren angefallen sein könnten. Jeden-
falls beschwor er den Rat sehr viel be-
scheidenere Renovierungen zu beschlie-
ßen. Aber „seine“ schwarz-grün-gelbe 
Mehrheit folgte ihm nicht. Ebenso wenig 
die Linken. Im März war angesichts der 
keineswegs überraschenden Kostenex-
plosion und der Hiobsbotschaften der 
Baufachleute erneut zu befinden. Nach 
der Devise, wo schon so viele Millionen 
geschreddert sind, schmeißen wir noch 

ein Mehrfaches hinterher, hat der OB nun 
mit „seiner“ Ratsmehrheit gestimmt. 
Entschieden wurde, dass es unbesehen 
aller Hindernisse bei dem Plan bleibt, aus 
der maroden eine zeitgemäße Halle mit 
zusätzlichem Kammermusiksaal zu ma-
chen. Übrigens haben schon einige Veran-
stalter, die die Halle früher - etwa im Kar-
neval – mieteten, wissen lassen, dass sie 
nicht dorthin zurückkehren werden. Die 
inzwischen erprobten Ersatzspielstätten 
hätten sich bewährt und böten mehr Sitz-
plätze als die Beethovenhalle, deren Kapa-
zität durch den Umbau weiter sinkt. Da 
fallen also Schwarz-Grün-Gelb  fest einge-
plante Einnahmen weg. Noch schlechter 
für den gebeutelten Stadtsäckel. .. 
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Den Einen ist sie ein architektonisches Denkmal, Anderen eine akustische und bauliche Katastrophe: 
Die 1959 eingeweihte Bonner Beethovenhalle wurde über den Kellern und Katakomben der zerbombten Uniklinik und der barocken Stadtbefestigung errichtet. 

WIEDER DÜRFEN DIE 
BONNER*INNEN ENTSCHEIDEN

Nach dem erfolgreichen Bürger-
begehren geht es nun um die Fra-
ge, ob in Bonn dezentrale, in den 
Stadtteilen gut erreichbare 
Schwimmbäder gründlich reno-
viert oder am Standort neu ge-
baut werden oder durch einen 
Neubau in Dottendorf ersetzt 
werden sollen. Die Bürgerinitiati-
ven haben vorgeschlagen, dass 
über die Frage „Soll das zentrale 
Schwimmbad in Dottendorf ge-
stoppt werden?“ entschieden 
wird. Die SPD in Bonn setzt sich 
für den Erhalt der Bäder in den 
Stadtbezirken ein und schlägt für 
Bad Godesberg einen Neubau am 
bisherigen Standort Kurfüsten-
bad vor. Sie unterstützt die Anlie-
gen der Bürgerinitiativen, so Gabi 
Mayer, stellvertretende Frakti-
onsvorsitzende. Argumente unter 
www.bonn-sagt-ja.de

Über Jahrhunderte beförderten Beueler 
Schiffer Kaufleute und Pilger*innen, die 
von Süden her in die Residenzstadt Bonn 
und weiter bis nach Aachen wollten, mit 
Fähren über den Rhein. Dieses bereits im 
Mittelalter streng geregelte Gewerbe be-
trieben die sogenannten „Fährbeerbten“, 
die das Monopol der Überfahrt zwischen 
Oberkassel und der Siegmündung besa-
ßen. Es bildete die Haupterwerbsquelle der 
Beueler Bevölkerung. 
Seit dem 17. Jahrhundert verband eine 
Gierseilfähre oder „Gierponte“ Beuel mit 
Bonn:  Bei diesem in den Niederlanden er-
fundenen Fährtyp drückt das anströmen-
de Wasser die an einem Seil befestigte Fäh-
re bei entsprechendem Anstellwinkel ohne 
Motorkraft über den Fluss. Bei optimalen 
Strömungsverhältnissen dauerte solch 
eine Überfahrt etwa 10 Minuten.

Ende des 19. Jahrhunderts geriet diese für 
die Beueler wichtige Erwerbsquelle aber in 
Gefahr: Da der Fährbetrieb durch Hoch- 
und Niedrigwasser, Nebel und Eisgang be-
hindert und bei Dunkelheit eingestellt wer-
den musste, verfiel die Stadt Bonn 1889 
auf die Idee eine Brücke zu bauen, um dem 
wachsenden Verkehrsaufkommen gerecht 
zu werden. Die hierzu seit 1894 mit der Ge-
meinde Vilich geführten Gespräche verlie-
fen aber alles andere als einvernehmlich: 

Ein Rechtsstreit mit den Fährbetreibern 
konnte erst durch hohe Abfindungen bei-
gelegt werden. Uneinigkeit über den ge-
nauen Standort der Brücke führten später 
zur Befestigung des allseits bekannten 
Bonner „Brückenmännchens“ an einem 
der Pfeiler.

Als Bonns erste Rheinbrücke 1898 dem Ver-
kehr übergeben wurde, galt sie als die welt-
weit längste Bogenbrücke ihrer Zeit und als 
Sinnbild des technischen Fortschritts. Ihr 
Wiederaufbau war nach Kriegsende das 
wichtigste Bonner Bauprojekt.

Entsprechend hat sich das Bild verfestigt, 
Fähren seien veraltet und ineffektiv. In vie-
len Städten erleben sie jedoch als „Wasser-
busse“ eine Renaissance. Sie gelten als ge-
eignet, bestehende Verkehrsprobleme mit 

zu lösen, die übervollen Brücken zu entlas-
ten und Impulse für die Stadtentwicklung 
zu setzen. Auch für Bonn gibt es bereits 
entsprechende Überlegungen 
(www.wasserbus-bonn.de). 

Doch während Köln, Leverkusen und der 
Rhein-Sieg-Kreis gemeinsam eine entspre-
chende Machbarkeitsstudie vereinbart ha-
ben, hat die Ratsmehrheit in Bonn eine Be-
teiligung abgelehnt. „Dabei wären 
Wasserbusse, die als Teil des öffentlichen 
Nahverkehrs verschiedene Bonner Zentren 
auf beiden Rheinseiten verbinden, ein 
wichtiger Baustein für eine Verkehrswen-
de, der sich schnell umsetzen ließe“, ist 
Gabi Mayer, verkehrspolitische Sprecherin 
der SPD-Fraktion im Rat der Stadt 
Bonn, überzeugt.

KEHRT MIT DEM WASSERBUS DIE FÄHRTRADITION NACH BONN ZURÜCK? 

Gabi Mayer

  Urheberrechte: Leonce49=Hans Weingartz
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3 Fragen – 3 Antworten:

Inzwischen hat sich die Koalition den 
Argumenten der Autofahrer*innen 
gebeugt und im Rat eine Reihe von 
Experimenten mit der Verkehrsfüh-
rung beschlossen. Dazu gehört auch, 
nach den Bauarbeiten wieder vor 
dem Bahnhof vorbeifahren zu dürfen. 
Das Linksabbiegen vom Belderberg in 
den Bertha-von-Suttner-Platz soll 
weiter möglich bleiben.  Die Innen-
stadt und vor allem der Hauptbahn-
hof werden nicht vom Autoverkehr 
entlastet.
Vielmehr wird der City-Ring vielleicht 
irgendwann von der B9 über Am Hof-
garten und Fritz-Tillmann-Straße zur 
Kaiserstraße und dann Richtung 
Bahnhof verlaufen.
 Für ZOB und Hauptbahnhof bedeutet 
das keine entscheidende Verbesse-
rung und für den Radverkehr vor dem 
Hauptbahnhof weitere Einschränkun-
gen. Dabei hätte sich Bonn direkt am 
Tor zur Innenstadt als fahrradfreund-
liche Stadt präsentieren können. So 
bleibt das Radfahren hier vorerst ein 
riskantes Unterfangen. Immer wieder 
erhält der Autoverkehr Vorrang vor 
dem ÖPNV. Erst das Auto, dann die 
Aufenthaltsqualität. So befreit sich 
Bonn nicht vom Verkehr und den da-
zugehörigen Lärm- und Umweltbe-
lastungen. Weil die Koalition sich an 
städtebauliche Planungen aus den 
1970er Jahren klammert und die sinn-
volle Weiterentwicklung unserer 
Stadt blockiert ... 

BLEIBT DER CITYRING? 

SOZIALER ARBEITSMARKT: 
NEUE CHANCEN FÜR LANGZEITARBEITSLOSE  

R(h)einblick hat wieder drei gleiche 
Fragen an drei Expert*innen ver-
schickt. Streitthema ist der Bonner 
Cityring. 
 
1.  Soll er gekappt werden?  
2. Wie wichtig ist die Erreichbarkeit     
    der City für den Individualverkehr? 
    Und: 
3. Wie kann der Bonner ÖPNV 
    attraktiver werden? 
   So lauten die Fragen.

Geantwortet haben Stadtbaurat Helmut 
Wiesner, der verkehrspolitische Spre-
cher des ADFC Bonn/Rhein-Sieg, Wer-
ner Böttcher, und Karina Kröber, die 
gerade wiedergewählte Vorsitzende 
des City-Marketing e.  V. (Glückwunsch!) 
Wie immer lesen Sie die ungekürzten 
Antworten und die Angaben zu den 
Expert*innen unter 
www.bonner-rheinblick.de
Für die Verwaltung nimmt Stadtbau-

rat Wiesner die allgemeine Verkehr-
sentwicklung zum Anlass, für 
die Verminderung des 
MIV (Motorisierter In-
dividual-Verkehr) vor 
dem Hauptbahnhof 
einzutreten. Aller-
dings weder die 
Kappung noch die 
Beibehaltung des 
Cityrings seien ein 
„verkehrspolitisches Ziel“, 
sondern die kluge Organisa-
tion des innerstädtischen Verkehrs. 
Klar festgelegt auf das Ende des City-
rings ist der ADFC. Diese Ver-
kehrsführung sei „überflüssig, nicht 
mehr zeitgemäß und in fast keiner 
Stadt mehr anzutreffen“, erklärt 
Werner Böttcher. 
Ganz anders sieht das Karina Kröber. 
Die Händler*innen in der City sehen 
vor allem die leichte Erreichbarkeit 
der Parkplätze auf dem Ring „wie an 

einer Perlenschnur“ gefährdet. Aus-
drücklich wegen der Kappung 

des Cityrings habe es 
schon Stornierungen 

von Tagungen bei 
City-Hotels gegeben. 

Auf die zweite Fra-
ge klingen die Ant-

worten ähnlich: Der 
MIV bleibe unverzicht-

bar und ergo auch das 
Parkraumangebot (Wiesner), 

die gute Erreichbarkeit der City mit 
dem Auto bleibe wichtig (Böttcher) 
und Frau Kröber verweist auf 40 % 
aller Citybesucher*innen, die mit dem 
Auto kommen und unverzichtbar für 
eine lebendige Innenstadt seien. Al-
lerdings verlangt Wiesner attraktive 
Alternativen zum Auto und Böttcher 
verspricht, dass anderswo weniger 
Autos mehr Umsatz für die Ge-
schäftsleute erbracht hätten. Zuletzt 

sind sich alle einig, dass der Bonner 
Öffentliche Personennahverkehr ver-
besserungsfähig ist. Noch gnädig geht 
der ADFC mit dem ÖPNV um („besser 
als sein Ruf“), recht ungnädig das City- 
Marketing (in Stoßzeiten werde man 
„wie eine Ölsardine“ transportiert). 
Der Baustadtrat wünscht sich umfang-
reiche Verbesserungen, zu denen Net-
zerweiterungen wie auch die Seilbahn 
und der Ausbau von S-Bahnlinien ge-
hören, aber auch dichtere Takte und 
bessere Tarife. Darin sind sich wieder 
alle einig: Bus und Bahn bei uns sind zu 
teuer und müssten öfter fahren. 

Deutschland hat so viele tarifvertrag-
lich abgesicherte Vollzeitjobs wie noch 
nie. Für viele Berufe und in vielen Regi-
onen wird dringend nach Mitarbei-
ter*innen gesucht. Dennoch bleibt die 
Zahl der Langzeitarbeitslosen seit Jah-
ren gleich hoch bei deutschlandweit 
etwa 800.000 bis 900.000 Personen. 
Um dieser Bevölkerungsgruppe neue 
Perspektiven zu vermitteln, plant die 
Bundesregierung auf Initiative der SPD 
einen sozialen Arbeitsmarkt:  100.000 
bis 200.000 Langzeitarbeitslose sollen 
dabei mit Lohnkostenzuschüssen ei-
nen Job in Unternehmen, gemeinnüt-
zigen Einrichtungen oder Kommunen 
bekommen. Mit diesem Programm 
„Teilhabe am Arbeitsmarkt für alle“ 

sollen sie durch ihren Lohn und einen 
Zuschuss an den Arbeitgeber den 
Mindest-Stundenlohn von 8,84 Euro 
erhalten.  
Auch für die in Bonn registrierten rund 
19.000 Langzeitarbeitslosen kann das 
geplante Programm positive Wirkung 
entfalten. Denn auf dem durch hoch- 
und höherqualifizierte Verwaltungs-
berufe geprägten Bonner Arbeits-
markt haben es gering qualifizierte 
Arbeitssuchende besonders schwer. 
„Das ist ein Anfang – wenn auch sehr 
zaghaft. Wir erwarten, dass die zur 
Verfügung stehenden Mittel auch in 
Bonn zum Einsatz kommen werden, 
denn verfestigte Langzeitarbeitslo-
sigkeit ist nicht bloß ein Problem 

strukturschwacher Regionen“, betont 
der Bonner Sozialausschussvorsitzende 
Peter Kox.
Hintergrund für die Initiative der Bun-
desregierung ist die Feststellung, dass 
insbesondere Hartz-IV-Empfänger*in-
nen in den vergangenen Jahren im 
Schnitt immer länger arbeitslos geblie-
ben sind. „Kurzatmige Maßnahmen 
sind da nicht der richtige Weg. Die Un-
terstützung muss einen längeren Zeit-
raum abdecken – mindestens fünf Jah-
re“, findet unsere sozialpolitische 
Sprecherin, Angelika Esch. Von Lang-
zeitarbeitslosen zu erwarten, dass sie 
von null auf hundert starten, sei ein-
fach nicht realistisch. Das brauche Zeit. 
Ebenso wenig dürfe die Erwartung 

sein, alle Teilnehmer*innen wieder in 
den ersten Arbeitsmarkt zu integrie-
ren. „Es geht vor allem um soziale Teil-
habe. Über eine Beschäftigung bekom-
me der Tag wieder eine Struktur.“
Das bisherige Hartz-IV-System zur Un-
terstützung von Langzeitarbeitslosen 
müsse in diesem Zusammenhang auf 
den Prüfstand. „Natürlich muss man 
ein solches System nach 15 Jahren 
überprüfen“, äußert Hubertus Heil. 
Eine Abschaffung von Hartz IV, wie sie 
auch innerhalb der SPD diskutiert wird, 
hält er jedoch für unrealistisch. 

Denn durch dieses Gesetz seien die 
ehemaligen Sozialhilfeempfänger*in-
nen und eine hohe Zahl der Arbeitslo-
senhilfeempfänger*innen besserge-
stellt worden. 
Es gehe aber darum, Fehlentwicklun-
gen abzustellen, Qualifizierung für alle 
Arbeitnehmer*innen besser zu organi-
sieren. Beschäftigungsfähigkeit zu si-
chern und Arbeitslosigkeit wo möglich 
zu vermeiden. 
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Bonn wächst seit 20 Jahren. Aber trotz ge-
stiegener Einwohner*innen- und Arbeits-
platzzahlen ist die Verkehrsinfrastruktur 
nicht mitgewachsen. 

Dabei ist dies für Bonn als UN-Stadt und in-
ternationaler Konferenzstandort unerläss-
lich! Die Verkehrssituation ist zudem stark 
durch über 130.000 Berufspendler*innen 
geprägt, die täglich einpendeln. Sie alle sind 
auf leistungsfähige Verbindungen ange-
wiesen, um pünktlich zur Arbeit zu gelan-
gen. Aber die Verkehrswege sind an ihren 
Belastungsgrenzen angelangt: Die Deut-
sche Bahn erklärt, ohne zusätzliche Gleise 
zwischen Bonn und Köln keine weiteren 
Züge mehr einsetzen zu können und droht 
sogar, den Nahverkehr ins Ahrtal zu redu-
zieren, weil die Strecke überlastet sei. Tat-
sächlich ist eine Taktverdichtung auf den 
bestehenden Linien unerlässlich. Denn 
auch der Ausbau der S13 (Flughafen – Beu-
el - Königswinter) wird wohl so schnell nicht 
kommen, weil ganz woanders, auf der Fern-

strecke zwischen Kassel und Würzburg, Re-
paraturen geplant sind. Die Nord- und Süd-
brücke über den Rhein müssen ebenso in 
den kommenden Jahren saniert werden, 
wie der „Tausendfüßler“. Der Verkehrsin-
farkt droht. 

Die Bonner SPD fordert daher dringend ein 
Gesamtkonzept, um die Verkehrssituation 
in Bonn und dem Umland nachhaltig zu ver-
bessern. Ihre Ideen und Vorschläge haben 
die Sozialdemokrat*innen in einem „Mas-
terplan Mobilität“ zusammengefasst, der in 
den kommenden Monaten mit den Bonner 
Bürgerinnen und Bürgern intensiv diskutiert 
werden soll.
(www.spd-bonn-im-rat.de/masterplaene)

„Dabei müsse man auch neue Wege gehen“, 
so Bärbel Richter, Vorsitzende der SPD-Frak-
tion im Rat der Stadt Bonn. Die ticketlose 
Nutzung von Bus und Bahn, eine Seilbahn 
und Wasserbusse sind drei von vielen Maß-
nahmen, mit denen die SPD die Verkehrsinf-

rastruktur ausbauen, die Mobilität verbes-
sern und die Umweltbelastungen reduzieren 
will. „Auch für die Fahrradinfrastruktur wur-
de bislang zu wenig gemacht“, kritisiert die 
verkehrspolitische Sprecherin Gabi Mayer. 
Die von der SPD-Fraktion im Rat eingebrach-
te Idee, die Sanierung des „Tausendfüßlers“ 
an der A565 mit dem Bau eines Radschnell-
weges zu verbinden, wurde zunächst auch 
vom Landesbetrieb Straßen.NRW unter-
stützt. Leider kommen mittlerweile von dort 
erhebliche Bedenken. Darüber hinaus befür-
wortet die SPD eine komplette Umstellung 
des städtischen Fuhrparks und der Stadt-
werke bis 2030 auf Elektromobilität. Nach 

dem Willen der SPD muss der öffentliche 
Nahverkehr zudem pünktlicher und preis-
werter werden. 
Doch obwohl die Probleme allseits erkannt 
sind, reagiert die Stadtverwaltung zögerlich. 
Der Vorschlag, Bonn zum Standort für den 
Modellversuch zum ticketlosen ÖPNV zu 
machen, wurde von CDU-Oberbürgermeis-
ter Sridharan erstmal abgelehnt. Mittlerwei-
le hat er zumindest einen Maßnahmenkata-
log an das zuständige Ministerium gesandt. 
Dieser beinhaltet als Grundidee das soge-
nannte „Wiener Modell“  für eine neue Her-
angehensweise an die Frage Ticketloser 
ÖPNV. „Niemand erwartet, dass der ticket- 

lose Nahverkehr morgen startet“, so Angelika 
Esch, stellvertretende Vorsitzende der 
SPD-Fraktion und Mitglied im Aufsichtsrat 
der Stadtwerke Bonn. „Aber wir wünschen 
uns vom Oberbürgermeister mehr Mut zu 
großen Lösungen“. Denn die Staus auf den 
Bonner Straßen nehmen zu. „Unser Nahver-
kehr ist aber nur dann attraktiv, wenn die 
Fahrpläne eingehalten werden“, mahnt 
Gabriel Kunze, Vorsitzender der Bonner SPD. 
„Nur so werden wir mehr Bonner*innen  
überzeugen können, ihr Auto stehen zu las-
sen und auf Bus und Bahn umzusteigen.“  

Machbar bei den Nachbarn
Wir erinnern uns: Im Februar, noch vor der Bildung 
der Großen Koalition, geriet das Thema Ticketloser 
öffentlicher Nahverkehr in die Schlagzeilen. Auslö-
ser war ein Brief der Bundesregierung mit Vorschlä-
gen zur Luftverbesserung. Dort wurden auch fünf 
Städte benannt, in denen die Wirksamkeit der vor-
geschlagenen Maßnahmen getestet werden soll-
ten, darunter Bonn. Der Bonner Oberbürgermeister 
allerdings hat die Idee für seine Kommune ziemlich 
schnell als „unrealistisch“ beerdigt. Stattdessen soll 
ein Sammelsurium von Projekten für bessere Luft in 
der Stadt sorgen, darunter eine App, in der Mobili-
tätsangebote gebündelt dargestellt werden sollen.

Worum geht es beim kostenlosen ÖPNV? Die Grund-
idee ist, dass die Erlöse durch den Fahrscheinver-
kauf entfallen, die Finanzierung auf andere Weise 
erfolgt und der gesamtgesellschaftliche Nutzen die 
Nachteile überwiegt.

In einer Reihe von deutschen und europäischen 
Städten wurde oder wird der kostenlose ÖPNV prak-
tiziert. Das deutsche Lieblingsbeispiel ist die Stadt, 
in der Angela Merkel aufwuchs: Templin in der 
Uckermark. Hier war der ÖPNV zwischen 1998 und 
2002 kostenlos zu benutzen. Templin hatte sich gut 
auf diese für deutsche Verhältnisse revolutionäre 
Neuerung vorbereitet und ein völlig neues Busnetz 

mit 24 neuen überdachten Haltestellen und passen-
den Fahrzeugen eingerichtet. Nahezu jeder Einwoh-
ner fand nun eine Haltestelle in höchstens 150 Me-
ter Entfernung vor. Nachdem der Startschuss 
gefallen war, explodierten die Fahrgastzahlen. In-
nerhalb eines Jahres schossen sie um das Achtfache 
in die Höhe auf 350.000 Passagier*innen. Drei Jahre 
nach dem Projektstart wurden bereits mehr als 
600.000 Passagier*innen gezählt. Das bedeutete, 
dass die Busse immer voll waren. Dabei war wohl 
nicht jede Fahrt sinnvoll. So wurde zum Beispiel von 
Kindern berichtet, die bei Regen aus Langeweile Bus 
fuhren. Für die Stadt auf der anderen Seite stieg 
schnell der Zuschussbedarf. Zum Kostenproblem 
wurde die Verdichtung des Fahrplans aufgrund der 
starken Nachfrage. Die Einnahmen aus Werbung 
und von Sponsoren dagegen entwickelten sich 
schlechter als erhofft. Seit 2003 müssen die Fahr-
gäste wieder für Busfahrten zahlen, wenn auch 
zu einem sensationell günstigen Preis: Für nicht ein-
mal 4 Euro hat man einen Monat lang freie Fahrt im 
Stadtgebiet. Die Stadt schießt heute etwa 
150.000 Euro zu. Templin ist alles in allem zufrieden 
mit dieser Entwicklung, denn es hält sich eine höhe-
re Lebensqualität, einen touristischen Nutzen, spür-
bar weniger Autofahrten und nachweislich freundli-
chere Stickoxidwerte zugute.
Wird hierzulande – siehe Bonn – die Realisierbarkeit 
von vornherein angezweifelt, ist man im europäi-

schen Ausland in einigen Städten schon sehr viel 
weiter. Als Vorreiterin gilt die estnische Hauptstadt 
Tallinn. Seit 2013 können gemeldete Einwohner*in-
nen hier umsonst fahren. Die Stadt bewertet die 
Entscheidung als Erfolg, ist doch die Innenstadt von 
den quälenden Staus erlöst und die Mobilität ärme-
rer Familien erhöht worden. Auch finanziell sei das 
Ganze tragfähig. Ein Grund hierfür: Wegen des Null-
tarifs haben Bürger*innen aus dem Umland ihren 
Wohnsitz umgemeldet.

In anderen Ländern werden die Modelle zum Teil 
weitergeführt, mancherorts sind sie wieder abge-
schafft worden. Interessant ist das pragmatische 
polnische Beispiel: An Tagen mit besonders hoher 
Schadstoffbelastung ist der Nahverkehr auch in gro-
ßen Städten wie Warschau und Krakau für alle kos-
tenlos.

Was folgt daraus für Bonn? Die Beispiele dokumen-
tieren, dass zwischen „Wir lassen alles, wie es ist“ 
und „Alle fahren jederzeit kostenlos“ sehr viel Platz 
ist für Ideen und für spürbar mehr Lebensqualität in 
der Stadt. Und Ziele erreicht man, indem man sich 
auf den Weg macht.

Ein erster Schritt auf diesem Weg könnte 
der ticketloser Personennahverkehr für 
die Bonner Schülerinnen und Schüler 
sein. Einen entsprechenden Antrag hat 
die SPD-Fraktion im Rat in die zuständi-
gen Gremien eingebracht.

„Schülerinnen und Schülern ein kosten-
loses ÖPNV-Ticket zu geben, wäre ein 
zukunftsweisendes Zeichen für unsere 
Stadt und darüber hinaus“, meint die 
Ideengeberin Golalei Mamozei, Stadt-
verordnete für Buschdorf und Neu-Tan-
nenbusch. „Unser langfristiges Ziel ist, 
die Nutzung von Bus und Bahn für alle 
Bonnerinnen und Bonner ticketlos zu 
ermöglichen. Kostenlose Tickets für 
Schülerinnen und Schüler wären ein 
erster Schritt in diese Richtung“, findet 
auch Gabi Mayer, verkehrspolitische 
Sprecherin der Fraktion. „Vor dem Hin-
tergrund der gerade stattfindenden 
Diskussion um einen besseren Umwelt- 
und Klimaschutz und ein mögliches Die-
selfahrverbot auch in Bonn, ist die Um-
setzung dieser Idee fast schon 
unausweichlich.“

NEUE WEGE 
GEGEN BONNER 
VERKEHRSINFARKT 

KOSTENLOSER ÖFFENTLICHER NAHVERKEHR

BONN

BONN
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Der 37-jährige Gabriel Kunze wurde erneut zum 
Vorsitzenden der Bonner Sozialdemokraten gewählt. 

Welche Themenschwerpunkte setzt die Bonner SPD in den nächsten Jahren?

Leben in Bonn müssen sich die Bürger leisten können. Dazu gehört zu aller erst bezahl-
barer, guter Wohnraum und eine günstige, schnelle und ökologisch Verkehrsanbindung 
zum Job. Hier muss die Stadt Bonn deutlich nachsteuern. Wir brauchen mehr Wohnun-
gen, die sich jeder leisten kann und mehr Busse und Bahnen in unserer Stadt. Eltern 
müssen stärker unterstützt werden Familien- und Berufsleben miteinander zu verein-
baren. Wir brauchen dringend einen schnelleren Ausbau von OGS und Kitas und eine 

Flexibilisierung der Betreuungszeiten. Gleichzeitig müssen wir endlich wirksamere 
Schritte im Kampf gegen Kinderarmut in unserer Stadt ergreifen. Kurzum Bonn muss 
familien- und kinderfreundlicher werden. Zum Flair unserer Stadt gehört auch, dass wir 
schöne und lebendige Stadtteile haben. Das müssen wir fördern. Daher wollen wir 
nicht zentralisieren, sondern Sport-, Kultur- und Freizeitangebote in den Stadtteilen er-
halten. Argumente unter www.bonner-rheinblick.de

KURZINTERVIEW

CITYRING – 
JÜNGSTE 
PURZEL- 
BÄUME



Auch ohne Diesel-Autos wäre im 
Jahre 2030 die Stickoxid-Belastung 
am Rhein noch zu hoch. Grund da-
für ist die Schifffahrt, so das Ergeb-
nis einer Masterarbeit der Uni Duis-
burg-Essen. Selbst wenn alle 
Diesel-Fahrzeuge umgerüstet wä-
ren, würden die Grenzwerte weiter 
überschritten, wenn nicht auch die 
Binnenschiffe sauberer fahren.

Die Binnenschifffahrtsverbände weh-
ren sich, nennen die These „kurios“ 
und die Untersuchung „populärwis-
senschaftlich“.
 
Studien der Bundesanstalt für Ge-
wässerkunde (BfG) zeigten, dass 
spätestens in einer Entfernung von 
rund 100 Metern von der Fahrrinne 
keine Schadstoffe nachweisbar sei-
en, die ausschließlich von Binnen-
schiffen hervorgerufen werden. 
Auch wird darauf verwiesen, dass 
bereits 2019 neue Richtlinien in 
Kraft treten und derzeit umfang-
reich in die Erneuerung von Maschi-
nen, Filtern und Katalysatoren in-
vestiert werde.

 Bonns Bundestagsabgeordneter Uli 
Kelber stimmt zu, dass bereits erste, 
kleinere Verbesserungen erreicht 
werden konnten und für neue Schif-
fe nun europaweit scharfe Gren-
zwerte gelten. Dies ist aber noch 
nicht der notwendige Durchbruch. 
Wir brauchen ab sofort ein Förder-
programm, damit auch kleine 
Schiffsunternehmen sich neue, ab-
gasarme Motoren leisten können. Er 
setzt sich dafür ein, bis spätestens 
2030 für alte Schiffe ein Fahrverbot 
zu erlassen, wenn sie über keine Ab-
gasreinigung verfügen: „ Der Rhein 
ist eine Internationale Wasserstra-
ße. Grenzwerte oder ein Fahrverbot 
müssen zwischen den Anliegerstaa-
ten abgestimmt werden. Deshalb 
muss ein Umrüstprogramm auch 
niederländische Schiffe umfassen“,  
stellt Kelber klar. „Wir in Bonn lieben 
das Rheinufer, das Wasser, das Pan-
orama, die Schiffe. Aber es ist nicht 
länger akzeptabel, dass Binnen-
schiffe mit Motoren aus den 50er 
und 60er Jahren des letzten Jahr-
hunderts unterwegs sind.“
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1948 PARLAMENTARISCHER 
RAT BEGINNT ARBEIT AM 
GRUNDGESETZ

ZU VIEL STICKOXID 
DURCH 
SCHIFFSDIESEL 

2018 versorgt uns mit vielen Gedenkta-
gen. 200 Jahre wird die Bonner Uni, 
ebenso alt wäre Karl Marx geworden; 
die Weimarer Republik und das Frauen-
wahlrecht werden 100; der westfäli-
sche Frieden 370 Jahre alt. Vor 80 Jah-
ren brannten auch in Bonn die 
Synagogen und vor 70 Jahren begann 
mit der Einsetzung des Parlamentari-
schen Rates die Geschichte Bonns als 
Bundeshauptstadt.

Nach einer Feierstunde im Museum Kö-
nig konstituierte sich der Rat am 1. Sep-
tember 1948. Vorher waren bereits die 
Länder gegründet und deren Landtage 
gewählt worden. Die Westalliierten be-
auftragten sie mit der Ausarbeitung ei-
ner Verfassung für den Bund. Das war 
zugleich Auftakt zum Tauziehen um 
den Sitzungsort. Dank der Briten, die 

ein wichtiges Gremium in ihrer Zone 
haben wollten, nachdem „Trizonesien“ 
bisher aus Frankfurt (amerikanische 
Zone) verwaltet wurde, kam eigentlich 
nur ein Ort in NRW in Frage. Die Regie-
rung des von den Briten neu geschaffe-
nen Landes und der Leiter der neuen 
Staatskanzlei, Hermann Wandersleb, 
setzten sich für Bonn ein und gewan-
nen die anderen Ministerpräsidenten 
mehrheitlich dafür. So begann 1948 
nicht nur die Geschichte der zweiten 
und bislang erfolgreichen deutschen 
Demokratie sondern – was zunächst 
niemand ahnen konnte – auch die der 
Bundeshauptstadt Bonn. 1991 wurde 
der Wegzug des Parlaments nach Berlin 
beschlossen, der 1999 stattfand und die 
Hauptstadtgeschichte nach fast genau 
50 Jahren beendete.

BONN
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Vor etwas mehr als einem Jahr haben Sie darüber abgestimmt, 
ob das Kurfürstenbad in Bad Godesberg erhalten werden soll. 
Mit knapper Mehrheit wurde damals gegen den Erhalt 
gestimmt. Ab Mitte Juli dürfen Sie erneut abstimmen, diesmal 
mit der Frage, ob der geplante Bau des Zentralbades im Was-
serland gestoppt wird oder nicht. Viele Menschen in unserer 
Stadt haben das Gefühl, sie würden über denselben Sachver-
halt noch einmal abstimmen. Dies ist ein Missverständnis, das 
aus zwei Gründen entstanden ist: 

Zum einen wurde der erste Bürgerentscheid, der sich lediglich 
um den Erhalt des Kurfürstenbades drehte, vom Oberbürger-
meister und der Koalition aus CDU, Grünen und FDP gezielt zu 
einer Entscheidung über das Zentralbad in Dottendorf umge-
deutet. So falsch dieses Vorgehen war, so beabsichtigt war es 
auch.

Und noch etwas anderes kommt hinzu: Der Oberbürgermeis-
ter und die Koalition haben nach dem Bürgerentscheid 2017 
nicht zwischen allen Interessen vermittelt. Stattdessen haben 
sie den sehr knappen Sieg ausgekostet und die Stimmung in 
der Stadt in der Bäderfrage nachhaltig vergiftet. 

So erklärt sich, dass die Stadtgesellschaft bei diesem Thema 
tief gespalten ist und die Bürgerinitiativen die erforderlichen 
Unterschriften für einen zweiten Entscheid, diesmal über die 
Fortsetzung des Zentralbadbaus in Dottendorf, problemlos 
sammeln konnten.

In der Frage selbst hat sich unsere Position nicht verändert:

Wir wollen in jedem Stadtbezirk ein öffentliches Hallenbad, 
das auch für die Schulklassen und für weniger mobile Men-
schen gut erreichbar ist. Zahlreiche unserer Kritikpunkte am 
neuen Bad in Dottendorf wurden nach wie vor nicht ausge-

räumt, im Gegenteil: Sie haben sich bewahrheitet.
Die Finanzierung ist immer noch unklar, die bestehenden und 
dringend notwendigen Hallen- und Schulschwimmbäder 
gehen eines nach dem anderen in die Knie. Die Freibäder sind 
in ihrem Bestand doch gefährdet  trotz gegenteiliger Aussagen 
des Oberbürgermeisters. Kurz: Der Neubau in Dottendorf geht 
auf Kosten Ihrer Stadtbezirksbäder, des Schulschwimmens und 
der städtischen Finanzen.

KINDER MÜSSEN SCHWIMMEN LERNEN 	
Schwimmunterricht gehört zum Stundenplan wie Mathematik 
und Deutsch. Schwimmen lernen ist nicht nur unter sportli-
chen Gesichtspunkten wichtig: Ertrinken ist eine der häufigs-
ten unfallbedingten Todesursachen von Kindern. 

Schon zu ihrer eigenen Sicherheit sollten Kinder deshalb 
schwimmen können. Deren Schwimmunterricht fällt aber 
schon jetzt aus oder die Kinder müssen weite Wege auf sich 
nehmen, um zu einem Bad zu fahren, das  noch in Betrieb ist. 
Die Schwimmzeiten reduzieren sich dadurch so sehr, dass sinn-
voller Schwimmunterricht nicht mehr möglich ist.

Schwimmen findet derzeit an vielen Schulen reduziert, an 
etwa 20 bis 25 Prozent gar nicht statt. Die Zuteilung der 
Schwimmstunden erfolgt durch das Schulamt, wird  von Schu-
len aber heute  schon oft nicht  angenommen, weil  15 bis 
20 Minuten Zeit im Wasser zu wenig sind bzw. den Aufwand 
nicht lohnen und Stundenplananpassungen an organisatori-
sche Grenzen stoßen.

Wenn das Lehrplanziel „Jedes Kind soll am Ende der Grund-
schulzeit schwimmen können“ erreicht werden soll, muss in 
der Grundschulzeit pro Schuljahr ein halbes Jahr  Schwimmen 
mit einer Nettoschwimmzeit von mindestens 45 Minuten pro 

Woche ermöglicht werden (Quelle: Stadtschulpflegschaft). 
Bisher fehlt der Nachweis, ob die Kapazitäten im neuen Zent-
ralbad ausreichen, um gleichzeitig Unterricht für mehrere 
Schulklassen anzubieten. Können zur selben Zeit die weggefal-
lenen Schwimmzeiten (von Frankenbad und Kurfürstenbad) 
am neuen Zentralbad ersetzt werden? 

Die Bedarfsberechnungen der Verwaltung orientieren sich bis-
her an den nachgefragten Bahnzeiten durch die Schulen. Wie 
sieht es aber aus, wenn als Berechnungsgrundlage der Lehr-
plan zugrunde gelegt würde?

EIN FRAGEZEICHEN HINTER DEN SCHULSCHWIMMBÄDERN
Die Substanzerhaltung der Schulschwimmbäder wurde lan-
ge Zeit sehr vernachlässigt und seit September 2016 ist der 
Koalition ohnehin nur noch ein Bad Geld wert. Nun sollen 
die Schulschwimmbäder saniert werden. In welchem Maß 
und wie nachhaltig wird sich erst herausstellen. 

In 2017 standen sie noch auf dem Prüfstand der Koalition 
und der Verwaltung. Von daher gibt es keinerlei Garantie, 
dass sie alle erhalten bleiben. Steigt der Zuschussbedarf bei 
den Bädern, stehen alle Bäder auf dem Prüfstand; außer 
dem neuen Zentralbad. Für Kinder und Jugendliche:

Ortsnahe Schwimmbäder und Schulschwimmbäder erhalten!

AUSVERKAUF DES TAFELSILBERS 	
Wird das Kurfürstenbad nicht erhalten, steht der Verkauf 
dieses städtischen Filetgrundstücks an. Es fließt zwar kurz-
fristig Geld in den Haushalt, aber das Eigenkapital der Stadt 
schmilzt, die Haushaltsbilanz verschlechtert sich.



KOSTENFALLE BADNEUBAU
Die Kosten für den Badneubau liegen nach Angaben der 
Stadtwerke und der Verwaltung bei rund 60 Millionen Euro. 
Ob es dabei bleibt oder die Kosten bis zu einer möglichen 
Fertigstellung noch steigen, wie wir dies bei anderen Bonner 
Bauvorhaben beobachten können, steht völlig in den Ster-
nen. Die Kosten für die Sanierung von Kurfürstenbad und 
Frankenbad werden übrigens auf 35 Millionen Euro beziffert. 
Sicher ist: Egal, ob die Stadtwerke ein neues Bad bauen oder 
die Stadt Bonn selbst, die Kosten tragen wir Bonnerinnen 
und Bonner so oder so. Nicht zuletzt über die schon ange-
kündigten höheren Eintrittspreise für das geplante Zentralbad. 

Und auch die laufenden Kosten sind mehr als optimistisch 
kalkuliert: Doppelt so viele Besucher wie in Franken- und 
Kurfürstenbad zusammen müssten das neue Bad besuchen, 
damit die Rechnung aufgeht.

STAU DER SCHULBUSSE STATT VERKEHRSKONZEPT
Schon jetzt stehen wir in Bonn oft im Stau. Die Hauptzu-
fahrtswege zum Wasserland-Gelände führen durch Dotten-
dorf, wo durch die Schließzeiten der Bahnschranken am 
Übergang Ollenhauerstraße lange Wartezeiten entstehen. 
Diese Probleme würden durch zusätzlichen Verkehr ver-
schlimmert. Statt zu schwimmen, würden unsere Kinder 
ihre Zeit eher im Schulbus als im Schwimmbad verbringen.

Auch der neu eröffnete Bahnhaltepunkt UN-Campus wird 
hier nicht helfen, denn die wenigsten Nutzerinnen und Nut-
zer des neuen Bades reisen mit dem Zug an. Schulen aus 
dem Bonner Norden haben bei der Fahrt zum Zentralbad pro 
Fahrtstrecke eine „Reisezeit“ von 17 bis 21 Minuten (30 Pro-
zent mehr als bisher zum Frankenbad). Schulen aus Bad Go-
desberg haben eine „Reisezeit“ von 12 bis 18 Minuten (teil-
weise eine Verdreifachung der Anreisezeit im Vergleich zum 
Kurfürstenbad).

Diese Zeiten beziehen sich auf eine Fahrt ohne Verkehrsbe-
hinderungen bei normalem Verkehrsfluss. Davon kann im 
morgendlichen Berufsverkehr allerdings keine Rede sein.

ZUKUNFT VON FRANKENBAD UND KURFÜRSTENBAD 	
Auch das Frankenbad soll geschlossen werden. Es fiele damit 
das größte Schul- und Vereinsschwimmbad im Stadtbezirk 
Bonn weg, das für die Menschen besonders in der Nord-
stadt wichtig ist. Auch hier lernen jetzt noch Kinder schwim-
men, Schulen halten ihren Schwimmunterricht ab, Vereine 
betreiben Wettkampfsport. 

Außerdem ist das Frankenbad ein wichtiger Treffpunkt im 
Bonner Norden und ein Ort des sozialen Miteinanders für 
eine wachsende Einwohnerschaft. Was nach einer Schlie-
ßung mit dem Frankenbad passieren könnte, steht noch in 
den Sternen.

Unser Vorschlag lautet: Erhalt und Modernisierung des Fran-
kenbades! Es könnte denkmalgerecht saniert und in seiner 
Funktion als Schul- und Sportschwimmbad im Bonner Nor-
den weiter genutzt werden. Um es als Familienbad im Mit-
telpunkt der Altstadt zu stärken, wollen wir entsprechende 
Elemente ergänzen. 

Das bereits geschlossene Kurfürstenbad wollen wir am bis-
herigen Standort als Wellness- und Gesundheitsbad neu 
bauen. Zudem soll es so ausgestattet werden, dass das Bad 
Godesberger Schul- und Vereinsschwimmen hier stattfinden 
kann. Nicht zuletzt die bereits sehr lange Schließzeit des 
Kurfürstenbades lässt einen Neubau an dieser Stelle sinnvol-
ler erscheinen als der Erhalt des alten Gebäudes. 

SCHLIESSUNG DER FREIBÄDER 	
Die Auswirkungen des neuen Bades auf die bestehende Bä-
derlandschaft sind nicht absehbar. Hinter den Kulissen redet 
die Verwaltung zum Beispiel bereits mit einem Investor, der 
das Melbbad kaufen möchte. 

Wer glaubt, der Betrieb des Melbbades würde dadurch gesi-
chert, befindet sich auf dem Holzweg. Die Bonner Bäder-
landschaft wird nach dem Neubau des Zentralbades weiter-
hin dem Kostendiktat unterworfen sein und nach dem 
Frankenbad und dem Kurfürstenbad sind weitere Bäder akut 
gefährdet; auch wenn die Koalition, der Oberbürgermeister 
und die Verwaltung gerne das Gegenteil behaupten.

BEIM 
BÜRGERENTSCHEID
MIT „ JA“ STIMMEN!

FÜR IHR BAD 
IN IHRER NÄHE.

STIMMEN SIE FÜR DEN ERHALT 
UNSERER BÄDER, FÜR 
STARKE STADTBEZIRKE

BEUELER BÜTT

GRUNDSCHULE 
BUSCHDORF

SCHULZENTRUM
TANNENBUSCH

KETTELER-
SCHULE

FRANKENBAD

KURFÜRSTENBAD

HARDTBERGBAD

ZENTRALBAD

GRUNDSCHULE
HEIDERHOF

GRUNDSCHULE
AM DOMHOF

JOHANNES-RAU-
SCHULE

14 Min.

13 Min.

11 Min.

5 Min.

10 Min.

5 Min.

21 Min.

19 Min.

17 Min.

12 Min.

18 Min.
15 Min.

  Schulen 
  Hallenbäder / Zentralbad
  Weg Schule bis Wasserland
  Weg Schule bis Hallenbad
  Zeit bis Hallenbad
  Zeit bis Zentralbad
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